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Das heutige Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte betrifft
zwar die nachträgliche Sicherungsverwahrung nicht unmittelbar: Es geht nicht um
den Fall, dass die Sicherungsverwahrung erst nachträglich angeordnet wird, um
einen gefährlichen Straftäter nicht freilassen zu müssen. Sondern es geht um den
Fall, dass die schon im Urteil angeordnete Sicherungsverwahrung nachträglich
verlängert wird, nachdem zwischenzeitlich die Höchstdauer von 10 Jahren gesetzlich
abgeschafft wurde.
Aber ich kann nicht erkennen, wie nach diesem Urteil die nachträgliche
Sicherungsverwahrung – ausgenommen vielleicht bei zu lebenslanger Haft
Verurteilten – noch Bestand haben könnte.
Es geht um einen Gewaltverbrecher, der seit seinem 15. Lebensjahr fast
durchgängig hinter Gittern saß, offenbar zu fürchterlichen Gewaltausbrüchen
neigt und dem ich wahrhaftig in meinem Leben nie begegnen möchte. Der Mann
war 1986 zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt worden, weil er bei einem Freigang
eine ehrenamtliche Helferin, die sich um ihn gekümmert hatte, fast zu Tode
gewürgt und um ihre Handtasche beraubt hatte. Dabei war Sicherungsverwahrung
angeordnet worden; diese war damals noch kraft Gesetzes auf 10 Jahre beschränkt.
Als diese Beschränkung 1998 aufgehoben wurde, verlängerte ein Gericht die
Sicherheitsverwahrung entsprechend. Dagegen klagte der Mann bis vor das
Bundesverfassungsgericht, das ihm 2004 in einem selbst für Karlsruher Verhältnisse
ungewöhnlich ausführlichen und vor rechtshistorischen und rechtsphilosophischen
Ausführungen berstenden Urteil beschied, dass es mit der nachträglichen
Verlängerung schon seine Ordnung habe.
Anders jetzt der EGMR. Die Straßburger Richter sagen, dass die
Freiheitsentziehung nicht mit Art. 5 EMRK vereinbar sei. Dass er immer noch
hinter Gittern sei, stehe wegen der nachträglichen Verlängerung in keinem
Kausalzusammenhang zu ursprünglichen strafgerichtlichen Urteil.
Der EGMR hat auch geprüft, ob nach Art. 5 § 1 (c) ein "begründeter Anlaß zu der
Annahme besteht, daß es notwendig ist, sie an der Begehung einer Straftat (…) zu
hindern", was den Freiheitsentzug dennoch rechtfertigen könnte. War nicht der Fall:
Damit sei nur erlaubt, jemanden an einer ganz bestimmten konkreten Tat zu hindern,
indem man ihn vorbeugend einsperrt – nicht aber, jemand wegen seiner kriminellen
Neigungen hinter Gitter zu stecken. Auch hier wüsste ich nicht, wie die nachträgliche
Sicherungsverwahrung an diesem Standpunkt vorbeikommen sollte.
Anders als das Bundesverfassungsgericht 2004 kommt der EGMR zu dem Schluss,
dass es sich bei der Sicherungsverwahrung sehr wohl um eine Strafe handelt
und daher das Prinzip "Nulla Poena sine Lege" (Art. 7 EGMR) zur Anwendung
kommt. Das BVerfG hatte argumentiert, Strafe heiße, dass ein bestimmtes Verhalten
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missbilligt und deshalb sanktioniert wird; Sicherungsverwahrung dagegen diene dem
Schutz der Allgemeinheit.
Der EGMR findet das ganz respektabel, erwähnt auch immer wieder die
eindrucksvolle Ausführlichkeit des Karlsruher Urteils, aber inhaltlich interessiert
ihn das nicht besonders. Er geht von den Wirkungen aus: Maßregelvollzug finde
im Gefängnis statt, unter im Wesentlichen gleichen Bedingungen wie Strafvollzug.
Und dass die Sicherheitsverwahrung keinen strafenden Charakter habe, das glaubt
der EGMR dem deutschen Strafrecht nicht: Wenn es dabei tatsächlich allein um
die Verhinderung künftiger Straftaten gehe, dann müsste es mehr therapeutische
Maßnahmen für die Betroffenen geben; die gebe es aber nicht, sie würden
weggesperrt wie gewöhnliche Strafgefangene auch.
Update: Eine ganz andere Frage ist, was jetzt praktisch draus folgt. Dass der
Mann einfach so freigelassen wird, das wird nicht passieren. Zum einen kann
Deutschland noch Rechtsmittel einlegen. Zum anderen muss Deutschland das Urteil
ohnehin erst umsetzen und jetzt gesetzlich EMRK-konforme Zustände schaffen. Das
Bundesjustizministerium will jetzt erst mal die Urteilsgründe gründlich prüfen.
Drüben bei Richter Ballmann hat ein Anwalt, der betroffene Häftlinge vertritt, einen
sehr lesenswerten Kommentar gepostet: Die wenigsten Richter (und Anwälte)
verstünden mit einem EGMR-Urteil umzugehen, wem passiert so etwas schon in
seinem Berufsalltag.
Recht hat der Mann wohl auch mit seinem Hinweis, dass das Problem über das
Gefahrenabwehrrecht gelöst werden muss und kann. Bei Licht besehen ist es
sowieso ziemlich suspekt, die Sicherungsverwahrung im Strafrecht anzusiedeln (was
ja auch genau der Punkt des EGMR ist). Die Entscheidung, das so zu machen, ist
1933 gefallen, das darf man nicht vergessen. Wobei das Problem, wie man das mit
Art. 5 § 1 (c) EMRK in der Auslegung des EGMR unter einen Hut bringt, auch dann
nicht zu verachten ist…
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